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Fakten       und       Argumente 

ANGELA   MERKEL: 

Die Wahl zeigt: Wir können 
wieder vorne sein 

Ein Ergebnis, auf dem man 
aufbauen könne, hat Ange- 
bt Merkel die Stimmenan- 
teile von CDU und FDP bei 
der Landtags wahl in Nord- 
rhein-Westfalen genannt. 

Wenn man sie zusam- 
menzähle, ergebe sich ein 
Abstand zu Rot-Grün, der in 
diesem    Bundesland    seit 

Jahrzehnten nicht so gering 
gewesen ist. Die Parteivor- 
sitzende gratulierte der 

FDP zu deren Wiedereinzug 
in das Düsseldorfer Lan- 
desparlament. 

Obwohl   die   CDU   ihr 

Wahlziel     in     Nordrhein- 
Westfalen nicht erreicht ha- 
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für eine wirkliche Moderni- 
sierung jetzt schon verpasst 
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In „Fakten und Argumente'' haben wir die Antwort des 
Vorsitzenden der CDUI CSU-Bundestagsfraktion auf die 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers am 12. Mai zer- 
legt: • Rückgang der Arbeitslosigkeit = im wesentlichen 
nur statistisch begründet • Wachstum = überwiegend nur 
vom Export getragen. • Staatsquote = nicht gesunken, 
sondern wieder auf fast 49 Prozent gestiegen. • Gering- 
fügige Beschäftigungsverhältnisse = 700 000 ersatzlos 
weggefallen und nur WO 000 entstanden. 

In einem gemeinsamen Brief an Bundeskanzler Gerhard 
Schröder haben am 17. Mai die Parteivorsitzende Angela 
Merkel und der CSU-Vorsitzende Edmund Stoiber die Po- 
sition von CDU und CSU bei den Rentenkonsensge- 
sprächen beschrieben. 

Der hohe Arbeitskräftebedarf in der Informations- und 
Kommunikationsbranche hat erhebliche Mängel unseres 
Bildungssystems offen gelegt. Die Junge Gruppe der 
CDUICSU-Bundestagsfraktion hat deshalb gemeinsam 
mit den Arbeitsgruppen Wirtschaft und Technologie sowie 
Bildung und Forschung Vertreter der Wirtschaft, der Ge- 
werkschaften, der Arbeitsverwaltung und der Hochschu- 
len zu einem Gespräch eingeladen. Ein wichtiges Ergeb- 
nis dieses Gesprächs ist dieVielschichtigkeit der Ursachen 
für den Arbeitskräftebedarf. Sie erlaubt es nicht, nur mit 
einer einzigen Maßnahme, nämlich einem GreenCard- 
Schnellschuss aus der Hüfte, zu reagieren. 

Beschluss des Bundesfachausschusses Außen- und Si- 
cherheitspolitik unter der Leitung von Friedbert Pflüger. 
vorbereitet durch die Arbeitsgruppe Bundeswehr unter der 
Leitung von Ruprecht Potenz: Neue sicherheitspolitische 
Herausforderungen erfordern neue Antworten. 
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LANDTAGSWAHL  AM   14.   MAI1 

Fotsetzung von Seite 1 
he, bedeuten die 37 Prozent: 
Die CDU hat sich „stabili- 
siert und konsolidiert" - ein 
Erfolg, der angesichts der 
Situation der Partei noch 
vor wenigen Wochen beson- 
ders erfreulich ist und eine 
Stärke der CDU unter Be- 
weis stellt, die sich unmittel- 
bar auf „unsere Bündnis- 
fähigkeit " auswirkt. 

Im Namen von Präsidium 
und Bundesvorstand, die in 
Berlin das Wahlergebnis be- 
raten haben, dankte die Par- 
teivorsitzende allen Wahl- 
kämpfern. Ihnen sei es ge- 
lungen, über die Frage der 
Bildungspolitik und mit Hil- 
fe des Schwungs aus dem 
Neuanfang des Essener Par- 
teitags das Tief zu überwin- 
den, in das die CDU Ende 
letzten Jahres geraten war. 

Angela Merkel: „Rot- 
Grün hat stark verloren." 

Angesichts der Konjunktur- 
daten und mit Blick auf die 
Spendenaffäre der CDU 
hätten die Sozialdemokra- 
ten mit erheblichen Zuge- 
winnen gerechnet. Bundes- 
kanzler Schröder habe be- 
reits von einer absoluten 
Mehrheit geträumt. Statt- 
dessen musste die SPD mit 
42,8 Prozent eins ihrer 
schlechtesten Ergebnisse in 
Nordrhein-Westfalen ein- 
stecken, und die Grünen 
werden " zwischen Macht und 
Seele der Partei zerissen ". 

Als „großen Erfolg" 
sieht die Parteivorsitzende 
den Ausgang der Kommu- 
nal wählen in Thüringen. 
Mit landesweit 47,2 Prozent 
hat die CD U im ersten Wahl- 
gang 10 von 16 Wahlkreisen 
gewonnen. 

Angela Merkel: Die Er- 
gebnisse in Nordrhein-West- 
falen sowie in Thüringen zei- 

gen, dass die CDU über eine 
gute Ausgangsbasis verfügt 
und mit vollem Einsatz weiter 
arbeiten kann. 

„Kein gutes Ergebnis für 
das Land Nordrhein-Westfa- 
len" ist für Jürgen Rüttgers 
der Wahlausgang: „Wir ha- 
ben unser Ziel nicht erreicht, 
die rot-grüne Koalition in 
Düsseldorf abzulösen." Nach 
32 Prozentpunkten, die für die 
CDU noch Anfang April fest- 
gestellt worden waren, sei er 
froh, fast 37 Prozent erreicht 
zu haben. 

Trotz der schweren Ver- 
luste, die SPD und Grüne 
hätten hinnehmen müssen, 
erwarte er, dass sie weiter 
die Regierung stellen und 
dass die FDP nicht mit re- 
gieren werde. „Die CDU 
wird", so kündigte Jürgen 
Rüttgers an, „ im Düsseldor- 
fer Landtag kraftvoll Oppo- 
sition machen." 

GENERALSEKRETÄR RUPRECHT POLENZ 

Wir sind aus der Krise raus 
Mit dem Wahlausgang 

wird nach Meinung des 
Generalsekretärs in Nord- 
i'hein-Westfalen einiges in 
Bewegung geraten. Die 
SPD habe sich weit von 
ihren früheren absoluten 
Mehrheiten entfernt und 
eines der schlechtesten 
Wahlergebnisse der letz- 
ten Jahrzehnte erzielt. 

^ 

Der CDU dagegen be- 
stätige das Wahlergebnis: 
Wir haben in den letzten Mo- 
naten stetig aufgeholt und die 
Krise hinter uns gelassen. 

Ruprecht Polenz: Wir 
sind aus der Talsohle her- 
aus, und mit gut 37 % haben 
wir unser Resultat von vor 
fünf Jahren halten können. 
Allerdings ist es uns nicht 

gelungen, den politischen 
Wechsel in Düsseldorf 
herbeizuführen. 

Zu den bundespoliti- 
schen Auswirkungen der 
Landtagswahlen erklärte 
Polenz: Das Ziel der CDU 
ist, hei der Bundestagswahl 
2002 deutlich über 40 % 
der Stimmen zu erreichen. 
Dafür arbeiten wir hart. 

U/D 17/2000-3 



'VORLäUFIGES   AMTLICHES   ENDERGEBNIS 

Die Landtagswahl in 
Nordrhein-Westfalen am 14. Mai 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
gültige Stimmen 

SPD  
CDU 
FDP 

.BünänLs90/DiejGrünen. 
Republikaner 
PDS 
Unabhängige Bürger 
RENTNKR-PARTEI 
NATURGESETZ Partei 
Familie   
Die Tierschut/.partei 
DKP 
Sonstige 

SPD 
CDU 
FDP 
Bündnis 90/Die Grünen 
Summe 

in Klammern: Direktmandate 

I.aiHltHiiswahl Nordrhein- l.and!a|>s\vnhl Nordrhein- 
Weslfalen 2000 Westfalen 1995 

Anzahl % 

13.062.993 
7.410.329       56,7 
7.335.873 

Anzahl 

13.041.964 
8.353.056 
8.294.265 

64,0 -7,3 

3.142.590 
2.712.281 

721.387 
518.384 

I 42.81       3.816.639l46J)| 
37,0 

9.8 
7J_ 

83.251 1.1 
79.891 1.1 

37.7 
4.0 

10.0 
65.509      0.8 

3.124.758 
332.634 
830.861 

22.049 0.3 

10.708 0,1 
3.475 0,0 
3.418 0,0 
3.075 0.0 

1.722 0.0 

33.642 0,5 

12.948 
273 

0.2 

0.0 

9.936 
6.008 

0.1 

0.1 
94.699 

-3.2 

-0,7 

JÜ3 
-2.9 

+(1.3 
+ 1.1 
+0,3 
+0,1 
-0,2 
oyo_ 

-0.1 

-0,6 

Mandatsverteilung 
swahl Nordrhein-    Differenz 

Westfalen 2000 

102 (102) 
88       (49) 
24 

Westfalen 1995 

108    (108) -6 

17 
231     (151) 

89     (43) 

24 
221    (151) 

-1 
+24 

-7 
+10 

Vorläufiges Ergebnis der Kommunalwahlen 
Bei den kommunalen 

Wahlen am 14. Mai waren ca. 
1,89 Mio. Bürger stimmbe- 
rechtigt. Die Wahlbeteili- 
gung lag zur Landrats- und 
OberbürgermeisteiM'ahl in 
den kreisfreien Städten bei 
45,7 %, bei den Bürgermei- 

sterwahlen der kreisangehöri- 
gen Städte und Gemeinden bei 
50,8 %. Zur Wahl standen: 16 
Landräte, 6 Oberbürgermei- 
ster in kreisfreien Städten ,121 
hauptamtliche Bürgermei- 
ster, davon 5 Oberbürgermei- 
ster großer kreisangehöriger 

Städte, und 14 ehrenamt- 
liche Bürgermeister. Auf die 
im Landtag vertretenen Par- 
teien entfielen im Landes- 
durchschnitt47,,2% (CDU), 
28,1 % (SPD), 125 % 
(PDS),122%(Sonstige)der 

Stimmen. 
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VORLäUFIGES  AMTLICHES  ENDERGEBNIS 
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1 KOMMUNALWAHLEN  IN THüRINGEN 
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„DEUTSCHLAND  IM  AUFBRUCH" 

FRIEDRICH   MERZ: 

Den günstigen Zeitpunkt 
für eine wirkliche Modernisierung 

jetzt schon verpasst 
Friedrich Merz, Vorsitzen- 
derderCDU/CSV-Bundes- 
tag sfraktion in der Bundes- 
tagsdebatte „Deutschland 
im A ufbruch" am 12. Mai - 
Antwort auf die Regie- 
rungserklärung des Bun- 
deskanzlers: 

Nur Statistik 

Der Rückgang der Ar- 
beitslosigkeit in der Bundes- 
republik Deutschland ist im 
Wesentlichen statistisch be- 
gründet. Er ist eingetreten 
und wird sich fortsetzen, 
sdbst wenn Sie sich mit Ih- 
rer ganzen Regierung ent- 
schließen sollten, bis zum 
Ende dieser Legislaturperi- 
°de in die Toscana zu reisen. 

Im europäischen 
Vergleich 

Wir haben im Jahre 1999 
"ei den Beschäftigten gerade 
einnial ein Wachstum von 
"•2 Prozent gehabt. Das sind 
"n Jahresdurchschnitt etwa 
30 000 zusätzliche Beschäf- 
"£te. Hätten wir den europäi- 

schen Durchschnitt im Zu- 
wachs von Beschäftigung er- 
reicht, der bei knapp 2 Pro- 
zent lag, dann hätte es in der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land rund 500 000 Beschäf- 
tigte mehr geben müssen. 
Davon ist dieses Land aber 
weiter entfernt denn je zuvor. 

Neue Länder 

In den neuen Bundeslän- 
dern hat es einen Abbau von 
Arbeitsplätzen und einen 
Rückgang der Beschäftig- 
tenzahl um 50 000 gegeben. 
Die wissenschaftlichen For- 
schungsinstitute sagen für 
das laufende Jahr einen wei- 
teren Rückgang der Beschäf- 
tigtenzahl in den neuen Bun- 
desländern um noch einmal 
75 000  voraus.  Die  Men- 

schen in den neuen Bundes- 
ländern müssen schon den 
Titel dieser Regierungser- 
klärung - „Moderne Wirt- 
schaftspolitik für neue Ar- 
beitsplätze" - als blanken 
Zynismus empfinden. 

Grund für die 
Außenwertschwäche 

des Euro 

Im Wachstum wie bei der 
Beschäftigung fällt Deutsch- 
land gegenüber dem europäi- 
schen Durchschnitt und ge- 
genüber der amerikanischen 
Volkswirtschaft weiter zurück. 
Darin, Herr Bundeskanzler, 
liegt ein wesentlicher Grund 
für die Außenwertschwäche 
des Euro. Amerika wäc hst, Eu- 
ropa wächst nicht genug mit, 
und Deutschland ist mit Italien 
Schlusslicht in der Europäi- 
schen Union. 

Wer hat denn... 

... bei der Einführung des 
Euro von einer kränkelnden 
Frühgeburt gesprochen. 
Wir oder Sie. Herr Bundes - 

U1D 1712000-7 



1 „DEUTSCHLAND  IM  AUFBRUCH" 

kanzler? Wer hat denn die 
Voraussetzungenfür die Ein- 
führung des Euro kritisiert? 
Der Euro ist ein Erfolg, aber 
ob er im Verhältnis zum ame- 
rikanischen Dollar und zur 
amerikanischen Volkswirt- 
schaft auch ein Ei folg bleibt, 
ob Europa mithält oder wei- 
ter zurückfällt,das hängt ent- 
scheidend von der Wirt- 
schaftspolitik innerhalb der 
Europäischen Union ab, und 
das wiederum hängt ent- 
scheidend von der Wirt- 
schaftspolitik innerhalb der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land als dem Land ab, das ein 
Drittel der Wirtschaftskraft 
des Euro-Gebietes stellt. 

Wachstumsschwäche 

Woran liegt es, dass wir 
in der Bundesrepublik 
Deutschland eine solche 
Wachstumsschwäche ha- 
ben? Das Wachstum in 
Deutschland wird überwie- 
gend vom Export getragen. 
Im Inland gibt es eine deut- 
liche Schwäche bei der 
Nachfrage. Diese Nachfra- 
geschwäche im Inland, Herr 
Bundeskanzler, hat im We- 
sentlichen damit zutun, dass 
in der Verantwortung dieser 
Bundesregierung im Laufe 
des Jahres 1999 die Steuer - 
und Abgabenbelastung auf 
einen neuen Höchststand 
gestiegen ist. 

Mit Hilfe der 
Ökosteuer herunter 

subventioniert 

Im Vergleich zum Jahr 
1998 haben Bund, Länder 
und Gemeinden durch Ihre 
Steuerpolitik über 90 Milli- 
arden DM mehr Steuern er- 
hoben. Wenn Sie in diesem 
Zusammenhang die Behaup- 
tung aufstellen, dass die So- 
zialversicherungsbeiträge, 
insbesondere der Renten- 
versicherungsbeitrag , ge- 
sunken seien .dann sagen Sie 
doch bitte auch dazu, dass 
der Rentenversicherungs- 
beitrag nur deshalb gesun- 
ken ist, weil Sie ihn mit Hilfe 
der Ökosteuer herunter sub- 
ventioniert haben. 

Staatsquote weiter 
gestiegen 

Die Staatsquote bringt 
zum Ausdruck, was der Staat 
durch Steuern und Abgaben 
von der erbrachten Wirt- 
schaftsleistung dieses Landes 
für sich beansprucht. Die 
Staatsquote ist im Jahre 1999 
nicht gesunken, sondern sie ist 
wieder auf knapp 49 Prozent 
gestiegen, und dies zu einem 
Zeitpunkt, wo der Herr Bun- 
deswirtschaftsminister in ei- 
ner Broschüre - zum Aus- 
druck bringt, dass nach seiner 
Auffassung „die Staatsquote 

auf 40 Prozent zurückgeführt 
werden muss". 

Was wir bis 2030 
zu erwarten hätten 

Ich will Ihnen bei dieser 
Gelegenheit einmal das 
Szenario wiedergeben, das 
der sogenannte Manager- 
kreis der Friedrich-Ebert- 
Stiftung vor wenigen Tagen 
für den Fall zu Papier ge- 

FAKTEN   UND 
ARGUMENTE 

bracht hat. dass Ihre Steuer- 
politik und Ihre Politik be- 
züglich der sozialen Siche- 
rungssysteme bis zum Jahre 
2030 fortgesetzt wird. 

In diesem Zeitraum, so 
sagt der Managerkreis der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, 
wird sich der Rentenversi- 
cherungsbeitrag von heute 
19,3 Prozent bei ungebrem- 
ster Entwicklung auf28 Pro- 
zent entwickeln, die Pflege- 
versicherung von 1,7 Pro- 
zent auf 3,5 Prozent mehr als 
verdoppeln, der Kranken- 
versicherungsbeitrag von 
heute 13,6 Prozent im 
Durchschnitt auf 17,5 Pro- 
zent erhöhen. Alles in allem 
eine Steigerung, die zu einer 
Staatsquote von heute knapp 
50 Prozent auf im Jahr 2030 
sage und schreibe 65 Pro- 
zentführen wird. 

8 -UID 17/2000 



DEUTSCHLAND  IM  AUFBRUCH"1 

Wer hat denn blockiert? 

Wenn bis jetzt in Deutsch- 
land jemand blockiert und ab- 
gelehnt hat, in der Steuerpoli- 
tik zu vernünftigen Ergebnis- 
sen zu kommen, dann sind es 
nicht nur die SPD-geführten 
Bundesländer vor vier Jahren 
gewesen, sondern dann ist es 
diese Bundesregierung gewe- 
sen, die bis zum heutigen Tag 
das Angebot der Opposition, 
im Gesetzgebungsverfahren 
des Deutschen Bundestages 
zu Verbesserungen an Ihrer 
Steuerpolitik zu kommen, ab- 
gelehnt hat. 

Alle Einkunftsarten 
gleichmäßig besteuern 

Wir erhalten einen Grund- 
satz in der Steuerpolitikfür die 
Zukunft aufrecht, und das ist 
der Grundsatz der Gleich- 
mäßigkeit der Besteuerung 
aller Einkunftsarten. Wenn 
Sie diesen Grundsatz bereit 
sind zu akzeptieren, Herr Bun- 
deskanzler, akzeptieren wir 
auch Kompromisse mit Ihnen, 
die Rücksicht nehmen auf die 
öffentlichen Haushalte. 

500 Milliarden DM 
Honecker-Schulden 

L 
Das sind schöne Formu- 

lierungen , die Sie im Zusam- 

menhang mit den 1,5 Billio- 
nen DM Schulden verwen- 
det haben .Aber dabei unter- 
schlagen Sie regelmäßig - 
das gehört natürlich zu Ihrer 
politischen Strategie -, dass 
in diesen 1,5 Billionen DM 
Schulden 500 Milliarden 
DM enthalten sind, die nicht 
die Schulden von Helmut 
Kohl, sondern die Schulden 
von Erich Honecker sind. 

Mittelstand entlasten 

Diese Steuerreform muss 
den Mittelstand genauso ent- 
lasten wie die großen Unter- 
nehmen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Sie entlasten die 
großen Konzerngesellschaf- 
ten, und Sie missachten die 
wirtschaftlichen Interessen 
und die Leistungsfähigkeit ge- 
rade derjenigen, die als junge 
Unternehmen, als Einzelkauf- 
leute jetzt tätig werden wollen 
und die auch Arbeitsplätze 
schaffen. 

700 000 geringfügige 
Beschäftigungs- 

verhältnisse ersatzlos 
weggefallen 

Meine Damen und Herren, 
zum letzten Thema: Welche 
Angebote machen Sie eigent- 
lich den Langzeitarbeitslosen 
in der Bundesrepublik 
Deutschland im Hinblick auf 

eine langfristige Wiederein- 
gliederung in den Arbeits- 
markt? Welche Anreize wer- 
denfür jemanden, der gering 
qualifiziert ist, geschaffen, 
sich vielleicht auch für eine et- 
was geringfügiger bezahlte 
Beschäftigung wieder in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren? 
Die einzige Antwort, die die 
Bundesregierung bis zum 
heutigen Tage darauf gege- 
ben hat, ist die Sozialversi- 
cherungspflicht der so ge- 
nannten geringfügigen Be- 
schäftigungsverhältnisse mit 
dem Ergebnis, dass 100 000 
Sozialversicherungspflichti- 
ge Beschäftigungsverhältnis- 
se mehr entstanden sind und 
700 000 geringfügige Be- 
schäftigungsverhältnisse er- 
satzlos weggefallen sind. 

Den günstigen 
Zeitpunkt jetzt schon 

verpasst 

Meine Vermutung ist, dass 
Sie, Herr Bundeskanzler, den 
Zeitpunkt, zu dem Sie eine 
wirkliche Modernisierung un- 
seres Arbeitsmarktes, unseres 
Steuersystems und unseres so- 
zialen Sicherungssystems so 
auf den Weg bringen können, 
dass in Deutschland im ver- 
gleichbaren Maßstab dauer- 
haft neue Arbeitsplätze entste- 
hen, während Ihrer Regie- 
rungstätigkeit schon jetzt ver- 
passt haben. UD 
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1 KONSENSGESPRäC H E 

DIE  GESETZLICHE  RENTENVERSICHERUNG 

Willkürliche Eingriffe können von der 
Union nicht mitgetragen werden 

In einem gemeinsamen 
Brief an Bundeskanzler 
Gerhard Schröder haben 
am 17. Mai die Parteivorsit- 
zende Angela Merkel und 
der CSU-Vorsitzende Ed- 
mund Stoiber die Position 
von CDU und CSU bei den 
Rentenkonsensgesprächen 
beschrieben: 

CDU und CSU stimmen 
mit der SPD darin übe rein, 
dass die grundlegenden 
Fragen der Alterssicherung 
nur im Konsens der großen 
politischen Parteien gelöst 
werden sollen. Deshalb be- 
teiligen sich CDU und CSU 
konstruktiv mit eigenen Vor- 
schlägen an den Rentenkon- 
sensgesprächen in Berlin. 

Entscheidend für CDU 
und CSU ist eine langfristi- 
ge Sicherung der Generatio- 
nengerechtigkeit mit einem 
Zeithorizont mindestens bis 
zum Jahr 2030. Dies bedeu- 
tet, die heute jungen Men- 
schen dürfen nicht stärker 
belastet werden als die älte- 
ren. Wir dürfen künftigen 
Generationen nicht mehr 
zumuten, als wir uns selbst 
zumuten wollen. Deshalb 
besteht zwischen der jetzi- 
gen und der künftigen Bei- 

tragshöhe und dem jetzigen 
und dem künftigen Renten- 
niveau eine intergenerative 
Wechselbeziehung. 

Altersarmut muss ver- 
hindert werden 

Wir stimmen mit der SPD 
ebenfalls über ein, dass das 
Rentenversicherungssy- 
stem so strukturiert sein 
muss, dass Altersarmut ver- 
hindert wird. Freilich darf 
dies nicht dazu führen, die 
Leistungsbezogenheit der 
Rente als elementares Ge- 
rechtigkeitsprinzip über 
Bord zu werfen. Punktue lie 
bedarfsorientierte Unter- 
stützungsleistungen inner- 
halb der Rentenversiche- 
rung sind deshalb nicht nur 
aus administrativen und sy- 
stematischen Gründen ver- 
fehlt, sondern widerspre- 
chen dem Grundsatz der 
Leistungsgerechtigkeit und 
der Äquivalenz. 

Die Sicherung eines 
künftig angemessenen Ren- 
teuniveaus für alle sollte 
deshalb nicht durch - einer 
Versicherung systemfrem- 
der  -  Fürsorgeleislungen 

ei folgen, sondern durch er- 
gänzende private Vorsorge. 
Dies ist der einzige Weg, die 
Belastung durch die demo- 
graphischen Veränderun- 
gen effektiv zu verringern 
und eine nicht tragbare Ab- 
senkung des Renteniveaus 
bzw. Anhebung der Beiträge 
zu vermeiden. Das setzt je- 
doch voraus, dass das heuti- 
ge Verhältnis zwischen ge- 
setzlicher Rentenversiche- 
rung und Privatvorsorge 
deutlich verbessert wird. 
Dies entspricht im übrigen 
auch der Einschätzung nam- 
hafter Rentenexperten und 
den Erfahrungen der Stilet- 
ten, die bereits seit längerer 
Zeit die demographische 
Vorsorge als pol itischesZiel 

verfolgen. 

Die Erziehung von 
Kindern 

berücksichtigen 

Eine - auch quantitativ - 
glaubwürdige private Vor- 
sorge setzt eine staatliche 
Förderung voraus, die 
(lurch eine systemgera hie, 
d.h. eine nachgelagerte Be- 
steuerung bewirkt wird, wie 
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ZUWANDERUNG 
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dies in anderen Ländern be- 
reits heute üblich ist. 

Ein weiterer Baustein 
privater Vorsorge muss die 
Berücksichtigung der Erzie- 
hung von Kindern und die 
Förderung sozial schwacher 
Familien sein. Kinder sind 
nicht nurfür den Bestand des 
Generationenvertrags der 
gesetzlichen Rentenversi- 
cherung unerlässlich, son- 
dern sie tragen auch zur Si- 
cherung der Werthaltigkeit 
des angesparten Kapital- 
stocks bei. Sozial schwache 
Familien dürfen aus Gleich- 
heitsgründen nicht von der 
Bildung einer kapitalfun- 
dierten Altersversorgung 
ausgeschlossen werden. 
Beide Gruppen zu fördern ist 
deshalb staatliche Pflicht. 

Die Preisgabe des 
Systems ist nicht zu 

verantworten 

So sehr wir überzeugt 
sind, dass das gegenwärtige 
Rentenversicherungssy- 
stem reformiert werden 
muss,so sehr ist uns auch be- 
wusst, dass eine Preisgabe 
dieses Systems nicht verant- 
Wortbar ist. Nicht nur die 
Bestandsrenten, sondern 
uuch vorhandene Rentenan- 
sprüche müssen respektiert 
und in ihrer verfassungs- 
rechtlichen Substanz erhal- 
ten werden. Dies gebietet im 

ANGELA   MERKEL: 

In weiten Teilen unser 
Integrationskonzept 

Als Mahnung an Bun- 
deskanzler Schröder hat 
Angela Merkel die sog. 
„Berliner Rede" von Bun- 
despräsident Johannes 
Rau zu Einwanderung und 
A usländerintegration be- 
grüßt. 

Entgegen der Absicht 
der Bundesregierung, die 
vor der nächsten Bundes- 
tagswahl    keine    umfas- 

übrigen auch das Vertrauen 
der Bevölkerung in unser Al- 
terssicherungssystem. 

Willkürliche und unsy- 
stematische Eingriffe in das 
System der gesetzlichen 
Rentenversicherung können 
deshalb von der Union nicht 
mitgetragen werden. 

Die Union ist zuversicht- 
lich, dass unter Berücksich- 
tigung der vorgenannten 
Positionen ein Rentenkon- 
sens der großen politischen 
Parteien in absehbarer Zeit 
möglich ist. 

Allerdings erwarten wir, 
dass seitens der Bundesre- 
gierung unter Berücksichti- 
gung der Angaben von Bun- 
desminister Riester in sei- 
nem Schreiben vom 12. Mai 
2000 an den stellvertreten- 

sende Zuwanderungsrege- 
lung mehr wolle, entspre- 
che Raus Ansatz — so die 
Parteivorsitzende - „ in 
weiten Teilen unserem In- 
tegrationskonzept ". 

Generalsekretär Rup- 
recht Polenz hat sich in 
diesem Zusammenhang 
für eine europa weite Rege- 
lung der Zuwanderung 
ausgesprochen. 

den Vorsitzenden der CDU, 
Herrn Christian Wulff, ein 
Konzept für die Ausgestal- 
tung der Altersvorsorge vor- 
gelegt wird, auf dessen 
Grundlage wir die Detail- 
diskussion führen können. 

Angela Merkel und Ed- 
mund Stoiber sind am 
17. Mai in Berlin zu einem 
ersten Koordinierungsge- 
spräch nach dem Essener 
Parteitag zusammenge- 
troffen. „ Wir sind in einer 
guten Ausgangsposition 
für die Bundestagwahl 
2002", erklärte Angela 
Merkel. Denn die Union 
habe in „wesentlichen 
Fragestellungen die bes- 
seren Konzepte". 
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ERSTER  UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS 

STASI-ABHöHRPROTOKOLLE 

Keine Herausgabe an den Ausschuss 
Nach einem Gespräch mit 
den Fraktionsvorsitzenden 
erklärte der Vorsitzende der 
CDU'/CSV-Bundestags- 
fraktion, Friedrich Merz: 
• Die Abhörprotokolle der 
Stasi dürfen nicht zu Lasten 
der Opfer, der rechtswidrig 
Abgehörten und Ausspio- 
nierten, verwendet werden - 
weder in der Öffentlichkeit 
noch in irgendeinem Ver- 
fahren, das den Anspruch 
auf Rechtsstaatlichkeit er- 
heben will. Das schließt 
auch eine Verwertung im 
Untersuchungsausschuss 
zur Spendenaffäre ohne 
Wenn und Aber aus. 
• Die Spitzel- und Abhör-Ak- 
tionen der Stasi haben dazu 
gedient,   Menschen   in   der 

DDR wie in der alten Bundes- 
republik systematisch bis in 
ihre intimste Privatsphäre 
hinein zu veifolgen, zu diskre- 
ditieren und zu erpressen. 
Diese Machenschaften verlet- 
zen den Kern grundlegender 
Menschenrechte (Art. I Men- 
schenwürde; Art. 2 Absatz 1 
allgemeines Persönlichkeits- 
recht, insbesondere das Recht 
auf informationeile Selbstbe- 
stimmung; Art. 10 Fernmel- 
degeheimnis) in besonders 
verbrecherischer Weise. 
• Der Untersuchungsaus- 
schuss datf diese Verletzung 
nicht fortsetzen, indem er die 
Produkte der A bhöraktionen 
verwertet oder gar an die Öf- 
fentlichkeit bringt. Das ver- 
einte  Deutschland  ist  ein 

Rechtsstaat in allen seinen 
Teilen und für alle seine Bür- 
ger. Träger der öffentlichen 
Gewalt wie der Untersu- 
chungsausschuss sind ver- 
pflichtet, die Grundsätze 
rechtsstaatlicher Verfahren 
ohne Ansehen der Person 
und vor allem ohne jede poli- 
tische Motivation zu achten. 
• Nichts anderes fordern 
auch die Strafprozessord- 
nung und das Stasi- Unter lä- 
ge ngesetz, das als Gesetz 
zum Schutz der Opfer und 
nicht zur Fortwirkung der 
Machenschaften der Täter 
deutlich macht, dass bereits 
die Kenntnisnahme der Ab- 
hörunterlagen durch den 
Untersuchungsausschuss 
nicht erlaubt ist. 

SPD-PARTEIFINANZEN 

CDU/CSU stellt weitere Beweisanträge 

Andreas Schmidt, Obmann 
der CDU/CSU im 1. Unter- 
suchungsausschuss: Die 
Arbeitsgruppe der CDU/ 
CSU-Fraktion im 1. Unter- 
suchungsausschuss hat be- 
schlossen, weitere Beweis- 
anträge einzubringen, die 
sich mit den SPD-Parteifi- 
nanzen befassen. 

Wir wollen die Handelsre- 
gisterakten der SPD-Unter- 
nehmen Solidarität Verwal- 
tungs- und Treuhandgesell- 
schaft mbH Bonn, der Kon- 
zentration GmbH Berlin 
und der Willy-Brandt-Haus 
GmbH Berlin sowie einen 
Grundbuchauszug betreffend 
das Willy-Brandt-Haus bei- 

ziehen. Wir wollen darüber 
hinaus die Ermittlungsak- 
ten der Staatsanwaltschaft 
Bonn einschließlich deren 
Beweismittel in dem steuer- 
strafrechtlichen Ermitt- 
lungsverfahren in den acht- 
ziger Jahren gegen Verant- 
wortliche der Friedrich' 
Ebert-Stiftung beiziehen. 
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INTERNATIONALER TAG  DER  FAMILIE 

BUNDESFACHAUSSCHUSS  FRAUENPOLITIK 

Familienpolitik 
fängt in der Gemeinde an 

Anlässlich des Internatio- 
nalen Tages der Familie am 
15. Mai erklärte die Vorsit- 
zende des Bundesfachaus- 
schusses Frauenpolitik, 
Maria Böhmer: 

Im familienpolitischen 
Beschluss, den die CDU auf 
Bundesebene im Dezember 
1999 auf den Weg gebracht 
hat, sindfür die Arbeit in den 
Ländern und in den Gemein- 
den vor Ort eine Fülle von 
Anregungen: Angefangen 
mit dem Ausbau und der Fle- 
xibilisierung von Kinderbe- 
treuung bis hin zum famili- 
enfreundlichen Wohnen. 

Es gibt viele Wege, um im 
Kleinen mitzuhelfen, den 
großen familienpolitischen 
Kurs der CDU zu unterstüt- 
zen. Wer darauf wartet, dass 
die Schröder-Bundesregie- 
rung im Sinne der Familien 
handelt, der muss viel Zeit 
mitbringen. Rot-Grün zieht 
es vor, Sand ins politische 
Getriebe - und letztlich in die 
Augen der Eltern - zu streu- 
en. Mütter und Väter haben 
sich mehr erhofft als Kinder- 
geld nach dem Gießkannen- 
Prinzip, ein Bundeserzie- 
hungsgeldgesetz im Westen- 
taschenformat und leere 
Versprechungen bei der bes- 

seren Anerkennung von Kin- 
dererziehung in der Rente. 

Familienpolitik von 
CDU und Frauen-Union in 
der Kommune hat viele Fa- 
cetten: 
• Mit der Einrichtung von 
Familienkonferenzen kann 
ein Forum für das Gespräch 
zwischen Familien, Exper- 
ten, Politik, Wirtschaft, Ver- 
waltung und Verbänden ge- 
schaffen werden. Hier wird 
die Situation genau analy- 
siert und werden Problemlö- 
sungen erarbeitet, die ziel- 
genau bei den Bedürfnissen, 
Vorstellungen und Voraus- 
setzungen vor Ort ansetzen. 
• „Welches ist die familien- 
freundlichste Gemeinde ?", 
unter diesem Motto können 
Döifer, Städte und Gemein- 
den einen Wettbewerb rund 
um das Thema Familien- 
freundlichkeit ins Leben rufen. 
• Durch die Einführung ei- 
ner Kinderkomponente in 
den kommunalen Tarifen für 
die Ver- und Entsorgung 
kann der Geldbeutel der El- 
tern entlastet werden. 
• Ein Familienpass,flächen- 
deckend eingeführt, öffnet El- 
tern und Kindern die Tür zur 
kostengünstigen Nutzung öf- 
fentlicher Einrichtungen. 

• Familien- und kinder- 
freundliche Leitlinien soll- 
ten für die Kommunen Maß- 
stabfür politisches Handeln 
werden. Nur auf diese Weise 
kann ein familiengerechtes 
Umfeld geschaffen werden, 
bei dem Wohnen, Versor- 
gung, Spiel, Sport im Rah- 
men des Möglichen zusam- 
mengeführt werden. 
• Familienfreundlichkeit 
rechnet sich - auch für Be- 
triebe. Das Spektrum der 
Maßnahmen ist breit und 
reicht vom Angebot der Kin- 
derbetreuung bis hin zur fle- 
xiblen Arbeitszeit. 

Denn Mütter und Väter, 
die sich nicht täglich um die 
Kinderbetreuung sorgen 
müssen, die mit flexiblen Ar- 
beitszeiten flexibel auf Fir- 
men- und Familienbedürf- 
nisse reagieren können, sind 
zufriedener und leistungs- 
bereiter. 
• Kinderbetreuung muss 
flexibilisiert und ausgebaut 
werden, insbesondere für 
Kinder unter drei Jahren und 
über sechs Jahren. Beson- 
ders für Kinder im Grund- 
schulalter muss ein zuver- 
lässiges und bedarfsgerech- 
tes Betreuungsangebot ge- 
schaffen werden. UD 
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' BUNDESARBEITSKRE IS  POLIZEI 

STRAFRECHTSFORM 

Die Polizei muss gehört werden 
Zur anhaltenden Kritik an 
der von Bundesjustizmini- 
sterin Herta Däubler-Gme- 
lien geplanten Reform des 
strafrechtlichen Sanktio- 
nensystems erklärte der 
Vorsitzende des Bundesar- 
beitskreises Polizei der 
CDU, Minister Volker 
Bouffier MdL: 

„Knast voll - Täter frei" - 
das ist die Devise rot-grüner 
Rechts- und Innenpolitik. 

Der Vorschlag der Bun- 
desjustizministerin , durch 
Verkürzung der Haftzeiten 
die teilweise Überbelegung 
der Justizvollzugsanstalten 
zu reduzieren, ist so absurd, 
dass er gar nicht oft genug 
kritisiert werden kann. 

Neben unserem Ver- 
ständnis für die Betroffen- 
heit der Opfer von Strafta- 
ten, die einen solchen „Re- 
formansatz " als Hohn emp- 
finden müssen, sorgt sich 
der Bundesarbeitskreis Po- 
lizei vor allem um die Aus- 
wirkungen auf die Arbeit 
und Motivation unserer Po- 
lizei. 

Da werden unsere Polizi- 
stinnen und Polizisten in 
vorbildlicher Erfüllung ih- 
res Dienstes tagtäglich re- 
pressiv tätig. Da schlagen 
gewalttätige Chaoten 
anlässlich der Feierlichkei- 

ten zum 1. Mai Polizistinnen 
und Polizisten brutal zusam- 
men. Da klärt die Polizei er- 
folgreich Straftaten gegen 
das Leben, die körperliche 
Unversehrtheit und sexuelle 
Selbstbestimmung auf. Und 
was macht die Bundesjustiz- 
ministerin ? Sie will Straftäter 
wegen Überfüllung von Ju- 
stizvollzugsanstalten sofort 
laufen lassen-auj jeden Fall 
aber nach Verbüßung der 
Hälfte der Freiheitsstrafe. 

„Warum sich noch 
einsetzen?" 

Die Bundesjustizmini- 
sterin stellt den Rechtsstaat 
auf den Kopf. Mehr noch: 
Wer so handelt, plädiert öf- 
fentlichfür die Aufgabe des 

Legalitätsprinzips. Nach 
den bekannten Vorschlägen 
der Bundesjustizministerin 
dürfen sich die Polizistin- 
nen und Polizisten zu Recht 
fragen, warum sie sich noch 
für den Staat, unser Land, 
für Recht und Gesetz, den 
Schutz der Bevölkerung - 
und auch den Schutz von Po- 
litikern einsetzen. 

Die Bundesjustizministe- 
rin sollte sich in stiller Stun- 
de nach der Sinnhaftigkeit 
ihres Vorhabens fragen, 
wenn der Täter der vor kur- 
zem gewaltsam getöteten 
26-jährigen Polizistin Karin 
Späinghaus-Flick nach Ver- 
büßung der Hälfte der ver- 
hängten Strafe vorzeitig aus 
der Haft entlassen oder sei- 
ne Strafe zu Bewährung aus- 
gesetzt würde. 

ZWANGSARBEITERENTSCHÄDIGUNG 

Polenz warnt vor Scheitern 
Generalsekretär Rup- 

recht Polenz hat eindring- 
lich vor einem Scheitern der 
Stiftungsinitiative für die 
NS-Zwangsarbeiter ge- 
warnt. Der Berliner Tages- 
zeitung «B.Z.» sagte er. ein 
solches Scheitern hätte un- 
absehbare Folgen nicht nur 
für die ehemaligen Zwangs- 

arbeiter, sondern auch für 
das Ansehen der deutschen 
Wirtschaft. In den Chefeta- 
gen sollte man daran den- 
ken, dass die ehemaligen 
Zwangsarbeiter ein Recht 
darauf haben, wenn schon 
keinen Ausgleich, so doch 
eine Anerkennung ihrer Lei- 
den zu erhalten. 
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INNERE  SICHERHEIT 

POLIZEILICHE   KRIMINALSTATISTIK   1999 

Zahlen stagnieren auf hohem Niveau 
Zu der vom Bundesinnenmi- 
nister vorgelegten Polizeili- 
chen Kriminalstatistik 1999 
erklärte der Stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Wolf- 
gang Bosbach: 

Bundesminister Schily 
spricht im Zusammenhang 
mit der jetzt vorgelegten Poli- 
zeilichen     Kriminalstatistik 

W. Bosbach E. Marschewski 

1999 von „erfreulichen Ent- 
wicklungen". In der Tat sind 
einige Kennziffern positiver 
als noch vor Jahren. Dies ist 
sicherlich nicht zuletzt darauf 
zurückzuführen, dass zwi- 
schenzeitlich insgesamt 9 In- 
nenminister und -Senatoren 
von der CDU und CSU für das 
wichtige Feld der Inneren Si- 
cherheit die politische Ver- 
antwortung tragen. 

Die Gesamtzahl der poli- 
zeilich erfassten Straftaten 
bewegt sich seit Jahren auf 
Einern zu hohem Niveau. Wir 
dürfen uns nicht damit ab- 
finden, dass Jahr für Jahr 

weit über 6 Mio. Straftaten 
polizeilich erfasst werden. 

Besorgniserregend blei- 
ben vor allem die Entwick- 
lungen im Bereich der Kin- 
der-. Jugend- und Heran- 
wachsendenkriminalität. 
Bei der Gruppe der Heran- 
wachsenden stieg die Zahl 
der Tatverdächtigen an; bei 
der Gruppe der Kinder und 

Jugendlk hen stagniert 
sie auf relativ hohem Ni- 
veau. 

Ungebrochen ist lei- 
der auch der Anstieg der 
Gewaltkriminalität und 
der Rauschgiftkrimina- 
lität. 

Der Bundesinnenmi- 
nister fordert zu Recht ei- 

ne noch konsequentere und 
entschlossenere Krimina- 
litätsbekämpfung. Doch 
Worten müssen auch Taten 
folgen. Unser Vorschlag ei- 
ner verbesserten Bekämp- 
fung des Graffiti-Unwesens 
ist erst vor kurzem an der Re- 
gierungskoalition im Bun- 
destag gescheitert. 

Rot-Grüne Landesregie- 
rungen wollen sog. Bagatell- 
delikte .. entkriminalisieren 
Als seien es Ladendiebstähle. 
S( 7/n arzfahren, Sac hbeschä- 
digungen. Taschendiebstäh- 
le, und Sprühdosen-Schmie- 
rereien nicht mehr wert straf- 

rechtlich geahndet zu werden. 
Das Rechtsbewusstsein 
nimmt erheblichen Schaden, 
wenn Delikte nur deshalb 
nicht mehr strafrechtlich ver- 
folgt werden, weil sie massen- 
haft begangen werden. Die 
Konsequenzen sind verhee- 
rend: Hemmschwellen wer- 
den gesenkt, Rechtsbrecher 
ermutigt, kriminelle Karrie- 
ren gefördert. 

KEINE 
ENTWARNUNG 

Zur Polizeilichen Kriminal- 
statistik erklärte der innen- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Erwin Marschewski: 

Bereits seit 1995 ist ein 
jährlicher Rückgang der Zahl 
der polizeilich registrierten 
Straftaten festzustellen. Im 
vergangenen Jahr betrug er 
2,4 %. Dieser erfreuliche 
Rückgang ist nicht zuletzt auf 
die in den letzten Legislaturpe- 
rioden von CDU und CSU 
durchgesetzten Verbesserun- 
gen des gesetzlichen Instru- 
mentariums zur Kriminalitäts- 
bekämpfimg zurückzufUhren. 

Die positive Gesamtent- 
wicklung bei der Zahlder po- 
lizeilich registierten Strafta- 
ten darf jedoch kein Anlaßfür 
Untätigkeit werden.        UD 
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1 BERUFSBILDUNGSBERICHT 2000 

LE H R STELLEN S ITU ATI 0 N  OST 

Besserung nur durch 
vernünftigere Wirtschaftspolitik 

In der Debatte um den Be- 
rufsbildungsbericht 2000 
erklärte der Berichterstat- 
ter der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion für berufliche 
Bildung, Rainer Jork: 

Die Bundesregierung 
zeichnet in ihrem Berufsbil- 
dungsbericht 2000 ein ins- 
gesamt realistisches Bild 
des Lehrstellenmarktes in 
Deutschland. Durch das Ju- 
gendsofortprogramm JUMP 
wurden im vergangenen 
Jahr die erheblichen Proble- 
me bei der Sicherung eines 
ausreichenden Ausbildungs- 
platzangebotes zwar gemil- 
dert, aber keineswegs gelöst. 
Für die neuen Bundesländer 
waren die Maßnahmen nur 
ein kurzes Strohfeuer ohne 
nachhaltigen Effekt. Durch- 
schnitts- und Zuwachsanga- 
ben können nicht über die 
nach wie vor dramatische Si- 
tuation hinwegtäuschen. 

Die Anzahl der neuen be- 
trieblichen A usbildungsplät- 
ze ist hier „erneut deutlich 
rückläufig", obwohl rund 
70 % der betrieblich abge- 
schlossenen Ausbildungs- 
verhältnisse im vergangenen 
Ausbildungsjahr subventio- 
niert wurden. Die Zahl der 
besonders     ausbildungsin- 

tensiven kleineren und mitt- 
leren Betriebe stagniert oder 
ist rückläufig. Die sogenann- 
te Ökosteuer und hohe Abga- 
ben  und Lohnnebenkosten 
machen vielen Unternehmen 
das  Überleben  unmöglich. 
Insbesondere im Handwerk 
mussten deutliche Einbrüche 
verzeichnet werden. Dabei 
sind Handwerk und Mittel- 
stand die tragenden Säulen 
der   dualen   Berufsausbil- 
dung in Deutschland und bil- 
den mit 1,2 Millionen etwa 
80 % aller Auszubildenden 
aus. Das „Bündnis für Ar- 
beit" erkennt richtig, dass 
der Mittelstand diese Rolle 
weiter beibehalten muss. Wo 
aber sind bisher die konkre- 
ten Schlussfolgerungen und 
Maßnahmen zur Verbesse- 
rung   der   wirtschaftlichen 
Ausgangslage in den neuen 
Bundesländern   geblieben? 
Der für die kommenden Jah- 
re    prognostizierte     wirt- 
schaftliche A ufschwung wird 
an den neuen Ländern vor- 
beigehen . Hier gibt es gegen- 
wärtig ein Quote von 15,7 % 
bei den Arbeitslosen unter 25 
Jahren, während diese in den 
alten Ländern bei 9,0 %, in 
Bayern gar nur bei 5,8% 
liegt. -Sieht so die Chefsache 

„Aufbau Ost" des Kanzlers 
Schröder und seines Place- 
bo-Ministers Schwanitz aus ? 

PROBLEME DER 
NEUEN LÄNDER 
VERKANNT 

Katharina Reiche, stellver- 
tretende Vorsitzende der 
Arbeitsgemeinschaft Neue 
Länder: 

Vor allem das Programm 
JUMP sorgt für ein uneffek- 
tives und teures Nebenein- 
anderverschiedener staatli- 
cher Programme. Mit viel 
Geld werden Jugendliche 
aus zukunftsträchtigen Pro- 
grammen der Länder abge- 
worben, besuchen kurzsichti- 
ge Nachqualifizierungsmaß- 
nahmen von JUMP, um dann 
ohne Perspektive und ohne 
Berufsabschluss zurückzu- 
bleiben. Bei JUMP haben die 
Jugendlichen einfach mehr in 
Geld in der Tasche. Dafür er- 
werben sie in der Regel keine 
Zukunftsperspektive. 

Beispielhafte Zahlen für 
das Land Brandenburg bele- 
gen den Fehlschlag von 
JUMP in den neuen Ländern: 
weniger als 10% der Jugend- 
lichen konnten in eine regulä- 
re Ausbildung vermittelt wer- 
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den. Über 60 % nehmen an 
ABM-Maßnahmen oder kurz- 
fristigen Trainings- und Nach- 
qualifizierungsmaßnahmen 
teil. 20 % brachen die Teil- 
nahme an JUMP vorzeitig ab. 

JUMP hat zwar eine um 
rund WO 000 Jugendliche 
geschönte Arbeitslosenstati- 
stik zur Folge, aber nicht die 
beabsichtigte positive Wir- 
kung auf den Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt. 

Zur Verbesserung des 
Programms ist es dringend 
notwendig: 
• Das Programm eindeutig 
auf den ersten Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt auszu- 
richten, um den Jugendli- 
chen tatsächliche Zukunfts- 
perspektiven zu eröffnen. 
• Die Koordinierung der ver- 
schiedenen staatlichen Aus- 

bildungsprogramme des Bun- 
des und der Länder zu verbes- 
sern, um Dopplungen in Zu- 
kunft zu vermeiden." 

HEINZ  WIESE: 
KEINE TRAGFÄHIGEN 

STRUKTUREN 

Eine der größten gesell- 
schaftspolitischen Heraus- 
forderungen ist es, jedem 
Ausbildungswilligen und Aus- 
bildungsfähigen nach der 
Beendigung der Schulzeit ei- 
ne Ausbildung und danach 
den Einstieg in das Berufsle- 
ben zu ermöglichen. 

Vor dem Hintergrund der 
Globalisierung der Märkte, 
dem rasanten Strukturwandel 
in der Berufs- und Arbeits- 
welt, und nicht zuletzt der 
stattfindenden digitalen Re- 

volution, werden die Lebens- 
perspektiven junger Men- 
schen zunehmend von Bildung 
und Ausbildung geprägt. Im 
Berichtszeitraum konnte die 
Zahl der unversorgten Ju- 
gendlichen verringert wer- 
den, was fast ausschließlich 
auf die Ausweitung der öffent- 
lich finanzierten Ausbildung, 
insbesondere auf das Sofort- 
programm JUMP zurückzu- 
führen ist. 

Wenn die Ausbildungsbe- 
triebe allerdings aufgrund 
des Programms von sich aus 
weniger betriebliche Ausbil- 
dungsplätze anbieten, ist das 
Sofortprogramm kontrapro- 
duktiv. Auf diese Weise wer- 
den keine tragfähigen Struk- 
turen geschaffen. Im Gegen- 
teil: Bestehende tragfähige 
Strukturen werden zerstört. 

BILDUNG   UND   FORSCHUNG 

Virus-Attacke als Warnung begreifen 

Anlässlich der Beratung 
der europäischen IT-In- 
itiative 'eEurope' im Aus- 
schuss für Bildung und 
Forschung erklärte der 
zuständige Berichterstat- 
ter der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion sowie for- 
schungs- und medienpoli- 
tischer Sprecher derCSU- 
Landesgruppe, Martin 
Mayer: 

Die enormen wirtschaft- 
lichen Schäden, die der 
Computervirus 7 love you' 
verursacht hat, haben mehr 
als deutlich gemacht, wie 
weit unser Alltag von intak- 
ten Computern und Netzen 
abhängig ist und welche 
außergewöhnliche Bedeu- 
tung der Sicherheit von In- 
formations- und Kommuni- 
kationsanlagen    zukommt. 

L 

Wenn einige Einzeltäter 
derartigen Schaden an- 
richten können, um wie viel 
mehr sind wir dann durch 
kriminelle oder terroristi- 
sche Attentäter bedroht 
und gefährdet. Politik und 
Netzwirtschaft müssen die 
jüngste Virus-Attacke als 
Menetekel begreifen und 
der IT-Sicherheit größere 
Bedeutung einräumen. 
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INFORMATION  UND  KOMMUNIKATION 

Wir brauchen eine 
nationale Bildungsoffensive 

Zum A rbeitskräftebedarfin 
der IT- Branche erklärten 
die Stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Maria 
Böhmer, und die Vorsitzen- 
de der Jungen Gruppe, Ur- 
sula Heinen: 

Die Junge Gruppe der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion hat gemeinsam mit den 
Arbeitsgruppen Wirtschaft 
und Technologie sowie Bil- 
dung und Forschung eine Ex- 
pertenanhörung mit Vertre- 
tern der Wirtschaft, Gewerk- 
schaften, der Arbeitsverwal- 
tung und der Hochschulen 
geführt. Das Gespräch hat 
ergeben: 

Die zur Zeit diskutierte 
Zahl von ca. 75 000 fehlen- 
den IT-Spezialisten ist eine 
reine Schätzung. Es gibt kei- 
ne belegte Aussage über den 
tatsächlichen Bedarf an 
Fachkräften in der IT-Bran- 
che. Eine Internet-Hotline 
der Bundesanstalt für Arbeit 
(www. arbeitsamt. da'list/'ser- 
vices!'it_hotl ine/index.html), 
in der Unternehmen IT-Stel- 
lenangebote melden können, 
hat bislang nur eine Meldung 
von 7 000 Stellenangeboten 
und 1000 offenen Ausbil- 
dungsstellen   erbracht.   Die 

U rsachenfür den Arbeitskräf- 
tebedarf sind viel schic htig: 
• Die Unternehmen haben 
zu wenige Ausbildungsplät- 
ze zur Verfügung gestellt: Im 
Januar 2000 haben sich 
doppelt so viele junge Leute 
um eine Ausbildungsstelle in 
einem der IT-Berufe bewor- 
ben, wie Ausbildungsplätze 
angeboten wurden. 
• Die vier neuen von Jürgen 
Rüttgers eingeführten IT- 
Berufe stoßen bei Klein- und 
Mittelbetrieben auf hohe 
Akzeptanz. Gleichzeitig be- 
steht aber die Notwendig- 
keit, die Ausbildung weiter 
zu modernisieren und fle- 
xibler zu gestalten. 
• Arbeitslose IT-Experten, 
die älter als 40 Jahre sind, 
werden von den Unterneh- 
men so gut wie gar nicht 
mehr eingestellt. 
• Der IT-Arbeitsmarkt ist 
durch eine hohe Bewegung 
gekennzeichnet: Insgesamt 
sind derzeit rund 32 000 IT- 
Spezialisten bei den Ar- 
beitsämtern arbeitslos gemel- 
det - allein in den ersten drei 
Monaten des Jahres meldeten 
sich 14 500 EDV-Fachleute 
neu arbeitslos. Es gab aber 
auch 15 000 Abgänge und 
6 000 Vermittlungen. 

• Der Frauen-Anteil in der 
IT-Branche ist sehr nied- 
rig: So liegt ihr Anteil an 
den neuen Ausbildungsver- 
trägen lediglich bei 13 Pro- 
zent. 
• Die IT-Branche verlangt 
ein hohes interdisziplinäres 
Wissen. Neben dem eigentli- 
c .hen Informatik-Fachwissen 
sind Kenntnisse des Marke- 
ting oder des kaufmänni- 
schen Bereichs erforderlich 
und die Fähigkeit zur Team- 
und Projektarbeit. 
• Den Berufsschulenfehlen 
geeignete Lehrkräfte. Ursa- 
chen sind die Überalterung 
vieler Lehrkräfte und deren 
fehlende Qualifizierungen 
im IT-Bereich. 
• Die Zahl der Studieren- 
den im Fach Informatik hat 
sich zwischen 1990 und heu- 
te nur langsam gesteigert 
(1990: 13 000 Studierende, 
2000: 20 000 Studierende). 
• An den Hochschulen 
herrscht ein Mangel an Lehr- 
kräften. Ursache dafür ist zum 
großen Teil die starre Bezah- 
lung im Öffentlichen Dienst- 
Private Unternehmen werben 
qualifizierte Lehrkräfte und 
Assistenten der Hochschulen 
mit wesentlich höheren Ge- 
haltszahlungen ab. UP 
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GRUNDSATZREDE 

LAMERS,  MERZ UND  HINTZE  NEHMEN  STELLUNG 

Zur Europapolitik 
des Bundesaußenministers 

KERNEUROPA 
WIEDERENTDECKT 

Zur Rede von Außenmini- 
ster Joseph Fischer in der 
Hunboldt-Universität Ber- 
lin erklärte der außenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Karl Lamers: 

Der A ußenminister knüpft 
damit u.a. an die Kerneuro- 
pa-Überlegungen von Wolf- 
gang Schäuble und mir vom 
September 1994 an, die wir 
seitdem in mehreren Ideen- 
papieren konsequent weiter 
entwickelt haben. 

Zu einer redlichen De- 
batte gehört die Kunst des 
richtigen Zitierens. Wenn 
Fischer jetzt in seiner Berli- 
ner Rede sagt, Wolfgang 
Schäuble und ich hätten in 
unserem Kerneuropa-Pa- 
pier der „ Vorstellung eines 
exklusiven Kerns " das Wort 
geredet, „der noch dazu das 
Gründungsland Italien 
lausschließe] ", so stellt dies 
den tatsächlichen Vor- 
schlag von 1994 auf den 
Kopf und zeigt die mangeln- 
de Vertrautheit mit der seit- 
dem erfolgten Debatte. Im 
Kerneuropa-Papier heißt es 
wörtlich:  „Der Kern darf 

nicht abgeschlossen, muss 
hingegen für jedes Mitglied 
offen sein, das Willens und in 
der Lage ist, seinen Anfor- 
derungen zu entsprechen". 
Für uns war dabei immer 
klar, dass ein Kern ohne das 
europäische Kernland Itali- 
en unvollständig bliebe. Die 
politische Entwicklung seit- 
dem hat uns nachdrücklich 
bestätigt. 

VIELE   FRAGEN 

Zur selben Rede erklärten 
der Fraktionsvorsitzende 
Friedrich Merz und der 
europapolitische Sprecher, 
Peter Hintze: 
• Die Debatte über die Fi- 
nalität der Europäischen 
Union ist überfällig. Inso- 
weit spricht der Bundes- 
außenminister ein wichtiges 
Thema an. Auch wir sind un- 
verändert für die weitere po- 
litische Integration der Eu- 
ropäischen Union. 
• Die Bundesregierung 
war die treibende Kraft in 
der Europäischen Union, 
die den Kreis der potentiel- 
len Mitgliedstaaten uferlos 
erweitert hat. Jetzt droht der 
EU eine Funktions- und 
Identitätskrise. Deshalb hat 

sich der Bundesaußenmini- 
ster offensichtlich zu seiner 
Rede veranlasst gesehen. 
• Der Vorstoß des Bundes- 
außenministers wirft eine 
Vielzahl von Fragen auf: 
-• Ist die Initiative mit al- 
len Partnern in der Europäi- 
schen Union abgestimmt? 
—• Wenn von weiterer Sou- 
veränitätsteilung zwischen 
der europäischen Ebene und 
den Mitgliedstaaten die Re- 
de ist: Welche Zuständigkei- 
ten sollen die Mitgliedstaa- 
ten, die Regionen und die 
Gemeinden in Zukunft ha- 
ben und behalten? 
•• Bleibt es bei der Absicht 
der Bundesregierung, diese 
Regierungskonferenz mit 
den übrigen Mitgliedstaaten 
bis zum Ende dieses Jahres 
abzuschließen? 
-^ Wie kann verhindert 
werden, dass die mittel- und 
osteuropäisi hen Beitritts- 
kandidaten dieses Projekt 
als ausgrenzende Aktion 
empfinden, so dass sie Kraft 
und Schwung ihres inneren 
Reformprozesses verlieren? 
•• Wie kann sichergestellt 
werden, dass die Bemühun- 
genfür ein bürgernahes, de- 
zentral organisiertes Europa 
erfolgreich sind? UD 
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WAHLEN   IN   NRW 

Quittung für Rot-Grün 

Die Wähler haben das 
rot-grüne Projekt mit deutli- 
chen Stimmenverlusten für 
beide Parteien abgestraft. 
Das SPD-Ergebnis ist ein 
nüchterner Arbeitssieg der 
Kerngefolgschaft und hat 
die Aura einer erledigten 
Schicht. Die unerträgliche 
Filzokratie nach 34 Jahren 
Regierungszeit bekommt mit 
dem schlechtesten Wahler- 
gebnis seit Jahrzehnten ihre 
Quittung. Die Welt 

Sieger FDP 

Die Wahl in Nordrhein- 
Westfalen kennt nur einen 
Sieger: die FDP. Mit einem 
spektakulären Zuwachs an 
Stimmen kehrt sie nicht nur 
zurück in den Düsseldorfer 
Landtag, sie ist schlagartig 
wieder drittstärkste Kraft im 
größten deutschen Bundes- 
land. Das Comeback der Li- 
beralen ist zugleich eine 
Rückkehr der politischen Al- 
ternativen in Deutschland. 
Die FDP ist dabei,das an die 

Grünen verlorene Erbe der 
machtpolitischen Avantgar- 
de zurückzuholen. Die Libe- 
ralen liegen mit ihrem Leit- 
motiv der Freiheit wieder 
mitten im Zeitgeist einer ent- 
ideologisierten Leistungs- 
gesellschaft auf dem Weg in 
die Globalisierung. Sie hat 
nun auch eine Chance, zum 
kreativen Aufmischer der 
verkrusteten rot-grünen Sze- 
nerie zu werden.     Die Welt 

Gegenakzent 

Inhaltlich war Rüttgers' 
Rezept auf Volksnähe aus- 
gerichtet. Nicht aus eigenem 
Antrieb, sondern weil Bun- 
deskanzler Schröder - nicht 
weniger populistisch - pas- 
send zur Globalisierungsde- 
batte werbewirksam die 
Greencard-Idee lanciert 
hatte, griff Rüttgers das The- 
ma auf. Es dauerte Wochen, 
bis er von der Polemik-De- 
batte zu einer Bildungsde- 
batte übergehen konnte. 
Doch dann wurde immer 
klarer, dass er sich für jene 
einsetzte, die noch nicht auf 
der Siegeswoge der Globa- 
lisierung schwimmen, son- 
dern die erst durch massive 

Bildung dazu befähigt wer- 
den müssen. Damit setzte er 
einen Gegenakzent zu dem 
Sozialdemokraten Clement, 
der sich nicht nur im Wahl- 
kampf, sondern erst recht in 
der Programmdiskussion 
der SPD zum Wortführer der 
Erfolgsgesellschaft machte. 
Da war endlich der strategi- 
sche Kontrast zwischen den 
beiden Spitzenkandidaten 
der Volksparteien, der we- 
gen der CDU-Finanzaffäre 
und der Düsseldorfer Flug- 
affäre ungerechtfertigt stark 
in den Hintergrund ver- 
schwunden war. 

Frankfurter Allgemeine 

Nicht mehr isoliert 

Die CDU-Vorsitzende 
Merkel kann mit dem Ergeb- 
nis von Nordrhein-Westfa- 
len „gut" leben. Ihre Partei 
ist nicht mehr in der Bürger- 
schaft isoliert und auf den 
Sockel von 33 Prozent der 
Wähler - das Mindestmaß 
für richtige Volksparteien - 
zusammengedrückt. Der 
monatelange Berliner Ein- 
satz von Rot-Grün zur Bloß- 
stellung der CDU hat sich 
letztlich nicht gelohnt: Der 
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Siegeszug von 1999 ist zwar 
gestoppt, Rot-Grün ist als 
Projekt dennoch gefährdet. 

Frau Merkel kann das 
auch sich zugute schreiben; 
sie hat in Berlin die 
Großwetterlage für die 
CDU bestimmt, unter der 
Rüttgers in den letzten Wo- 
chen selbstbewusster agie- 
ren konnte. 

Frankfurter Allgemeine 

REGIERUNGS- 
ERKLÄRUNG 

Schlechter Beleg 

Der Aufschwung ist da - 
aber: trotz oder wegen der 
Wirtschaftspolitik von Rot- 
Grün? Da scheiden sich die 
Antworten auf die Regie- 
rungserklärung des Bundes- 
kanzlers. Für die Erfolgsthese 
Schröders ist freilich der Ar- 
beitsmarkt der schlechteste 
Beleg. Dort sind der frische 
Wind der Konjunktur und ein 
demographisch begründeter 
Rückgang der Beschäftigung 
die Treiber. Friedrich Merz 
hat zu Recht den europäischen 
Ver gleit h als Maßstab der Er- 

folgsprüfung gefordert. Rela- 
tiv gesehen bildet Deutsch- 
land, knapp vor Italien, das 
Schlusslicht. Mit anderen 
Worten: Andere Länder ver- 
stehen es, mehr aus ihrem 
Wachstumspotential zu ma- 
chen. Deshalb ist zu warnen 
vor der Versuchung, sich auf 
dem Ei folg auszuruhen. Der 
Aufschwung basiert auf Ex- 
portboom und Euroschwäche. 

Tagesspiegel 

STEUERPOLITIK 

Grundsätze 

Bundeskanzler Schröder 
und Finanzminister Eichel 
haben offenbar begriffen, 
dass ihre bisher ausgegebe- 
ne Parole „Die Union muss 
mitmachen, sonst steht sie in 
der Blockade-Ecke" nicht 
weiterführt. Es ist der Union 
gelungen, in der Öffentlich- 
keit deutlich zu machen, 
dass es politisch legitim und 
wirtschaftlich nützlich ist, 
auf ein paar grundlegenden 
Prinzipien der Steuerpolitik 
auch durch die Drohung mit 
einem „Nein" im Bundesrat 
zu   bestehen.    Zu   diesen 

i 

Grundsätzen    gehört    die 
Gleichmäßigkeit   der   Be- 
steuerung der Wirtschaft. 

Frankfurter Allgemeine 

DEUTSCHLAND/USA 

Falsche Töne 

Aus Irritationen im 
deutsch-amerikanischen 
Verhältnis droht eine ernste 
Krise zu werden. Auch im 
Verhältnis zu Washington 
macht der Ton die Musik. 
Ausgerechnet der deutsche 
Außenminister Fischer ver- 
greift sich da ständig in der 
Tastatur. Kritik an den US- 
Plänen einer Raketenab- 
wehr im All sind das eine, 
brüske Zurückweisung des 
wichtigsten Verbündeten et- 
was ganz anderes. Wenn Fi- 
scher dazu noch Deutsch- 
land zum Mittler zwischen 
Washington und Moskau er- 
klärt, ist das ein Beispiel 
grotesker Selbstüberschät- 
zung. Distanz zu Amerika 
gehört zu den Glaubensbe- 
kenntnissen der Grünen. 
Für die deutschen Interes- 
sen wäre sie brandgefähr- 
lich. Bild 
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CHRISTOPH   BOHR 

Rheinland-Pfalz braucht einen 
politischen Neuanfang 

Rheinland-Pfalz, so die politi- 
sche Botschaft des Landes- 
vorsitzenden Christoph Bohr 
auf dem 50. Landesparteitag 
im pfälzischen Frankenthal, 
braucht einen politischen 
Neuanfang. „Die Zukunft 
unseres Landes darf nicht 
weiter verspielt werden." 

Unter dem Motto „Ideen 
für morgen " will die CDU ih- 
re Vorstellungen für die Zu- 
kunft des Landes diskutieren. 
Dabei werden unterschiedli- 
che Atisprechpartner wie Un- 
ternehmer, Schüler, Behin- 
derte und Senioren zu Wort 
kommen und über ihre Erfah- 
rungen und Erwartungen be- 
richten. Unter den eingela- 
denen Experten ist auch der 
Vorstandsvorsitzende der Je- 
noptik AG Jena, der frühere 
baden-württembergische Mi- 
nisterpräsident Lothar Späth. 

Jetzt noch auf die 
Hilfe der Nachbarn 

angewiesen 

Nach neun Jahren SPD-ge- 
führter Landesregierung ver- 
liere Rheinland-Pfalz Schritt 
für Schritt den Anschluss an 
die dynamische Entwicklung 
in Deutschland und Europa, 

stellt Bohr fest. In Rheinland- 
Pfalz sei das Bruttoinlands- 
produkt das geringste in ganz 
Deutschland. Ohne die mehr 
als 200.000 Arbeitsplätze, die 
uns unsere Nachbarländer zur 
Verfügung stellen, sähe es fin- 
ster aus in Rheinland-Pfalz. 

Beispielhaft zeigt Bohr 
auf wie die Mainzer Landes- 
regierung seit Jahren beiden 
Multimedia-Techniken eine 
der großen Wachstumschan- 
cen verpasst. Statt in die Zu- 
kunft zu investieren, habe die 
Landesregierung nur einen 
Schuldenberg produziert. 
Seit 1991 habe die SPD-ge- 
führte Landesregierung nach 
ihrer eigenen mittelfristigen 
Finanzplanung bis 2001 die 
Schulden des Landes auf über 
40 Mrd. Mark verdoppelt. 

Die CDU, so Bohr, wolle 
hingegen die Chancen und 
die Stärken des Landes mobi- 
lisieren und Rheinland-Pfalz 
einen Stammplatz unter den 
starken Wirtschaftsregionen 
Deutschlands sichern. Unter 
anderem schlägt Bohr vor: 
• eine High-Tech-Offensive 
für Rheinland-Pfalz zu star- 
ten, für die in den kommen- 
den beiden Haushaltsjahren 
jeweils 100 Millionen Mark 
zur Verfügung stehen sollen, 

• neue Organisationsfor- 
men der Arbeit, die die Arbeit 
zum Menschen bringen, 
• die virtuelle Kommunal- 
verwaltung, die das Rathaus 

Bohr: 
„Rheinland- 
Pfalz muss 

seine Zukunft 
auf eigene 

Fundamente 
bauen." 

ins Wohnzimmer bringt, 
• Zugang für jedermann zur 
Hochgeschwindigkeitsda- 
tenautobahn  durch  ausge- 
baute Kreis- und Stadtnetze, 
• Mittelstandsförderung für 
Handel und Werbung im In- 
ternet, 
• konsequente Vermittlung 
von Medienkompetenz in 
Schule und Berufsbildung, 
• gezielte Ansiedlung ex- 
pandierender Unternehmen 
der Informations- und Kom- 
munikationsdienstleistun- 
gen in Rheinland-Pfalz, 
• besondere Maßnahmen 
für Existenzgründungen und 
Technologietransfer in den 
ländlichen Räumen. 

I3ÜH7J Rede Bohr: 
www.cdu-rlp.de 
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